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P R O T O K O L L 
2019 

 

 

 

über Änderungen des Kollektivvertrages für die Landarbeiter/innen in bäuerlichen Betrieben 

und in Betrieben mit landwirtschaftlichen Dienstleistungen im Bundesland Oberöster-

reich,  

 

abgeschlossen zwischen dem O.Ö. Land- und Forstarbeiterbund, 4040 Linz, Gstöttnerhofstraße 

12/4, und der Kammer der Arbeiter und Angestellten in der Land- und Forstwirtschaft für OÖ, 

Scharitzerstraße 9, 4020 Linz, einerseits, und dem Arbeitgeberverband der land- und forstwirt-

schaftlichen Betriebe OÖ, sowie der Landwirtschaftskammer für OÖ, beide Auf der Gugl 3, 

4021 Linz, anderseits. 

 

I. 
Lohnerhöhung 

 

Die monatlichen kollektivvertraglichen Monatslöhne der Kategorien 1 und 2 werden um 2,7 % 

erhöht ab 1. September 2019 und auf den nächsten Euro gerundet. Bestehende Überzahlun-

gen bleiben aufrecht. 

 

Die Kategorie 3 wird erhöht auf 1.500 Euro monatlich und die Kategorie 4 wird auf 1.420 Euro 

monatlich erhöht mit Anrechnung auf bestehende kollektivvertragliche Überzahlungen. Eine 

Mindesterhöhung von 2,7 % zum bisherigen KV-Lohn bleibt aufrecht. 

 

Die Barlöhne für Taglöhner werden erhöht auf 94 Euro (ohne Verpflegung) und 81,50 Euro (mit 

Verpflegung).  

 

II. 
Lehrlingsentschädigungen 

 

Die Lehrlingsentschädigungen werden erhöht wie folgt: 

 

1. Lehrjahr ................................................. 670 Euro 

2. Lehrjahr ................................................. 760 Euro 

3. Lehrjahr ................................................. 845 Euro 

4. Lehrjahr (Anschlusslehre) ................... 1.185 Euro 

 

III. 
Mehrleistungspauschale 

 

Die Mehrleistungspauschale gem. § 5 Abs. 3 wird auf 360 Euro (bisher 340 Euro) angehoben.  
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IV. 

Entgeltfortzahlung - neu 

 

§ 16 Abs. 1 wird der neuen Gesetzeslage angepasst wie folgt: 

 

Entgelt bei Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unglücksfall 

 

a) Ist ein Dienstnehmer nach Antritt des Dienstes durch Krankheit oder Unglücksfall an der 

Leistung seiner Dienste verhindert, ohne dass er die Verhinderung vorsätzlich oder durch 

grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er seinen Anspruch auf das Entgelt bis zur 

Dauer von sechs Wochen. Der Anspruch auf das Entgelt beträgt, wenn das Dienstverhält-

nis ein Jahr gedauert hat, jedenfalls acht Wochen; er erhöht sich auf die Dauer von zehn 

Wochen, wenn es 15 Jahre, und auf zwölf Wochen, wenn es 25 Jahre ununterbrochen ge-

dauert hat. Durch jeweils weitere vier Wochen behält der Dienstnehmer den Anspruch auf 

das halbe Entgelt. 

 

b) Kur- und Erholungsaufenthalte, Aufenthalte in Heil- und Pflegeanstalten, Rehabilitations-

zentren und Rekonvaleszentenheimen, die aus Gründen der Erhaltung, Besserung oder 

Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit von einem Träger der Sozialversicherung, dem Bun-

desminister für Arbeit und Soziales gemäß § 12 Abs. 4 des Opferfürsorgegesetzes, dem 

Landesinvalidenamt oder der Landesregierung auf Grund eines Behindertengesetzes auf 

deren Rechnung bewilligt oder angeordnet wurden, sind unbeschadet allfälliger Zuzahlun-

gen durch den Versicherten (Beschädigten) der Dienstverhinderung gemäß lit a) gleichzu-

halten. 

 

c) Für die Bemessung der Dauer des Anspruches gemäß lit a) sind Dienstzeiten bei demsel-

ben Dienstgeber, die keine längeren Unterbrechungen als jeweils 60 Tage aufweisen, zu-

sammenzurechnen. Diese Zusammenrechnung unterbleibt jedoch, wenn die Unterbre-

chung durch eine Kündigung des Dienstverhältnisses seitens des Dienstnehmers oder ei-

nen Austritt ohne wichtigen Grund oder eine vom Dienstnehmer verschuldete Entlassung 

eingetreten ist. 

 

d) Bei wiederholter Dienstverhinderung durch Krankheit (Unglücksfall) innerhalb eines Arbeits-

jahres besteht ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nur insoweit, als die Dauer des 

Anspruchs gemäß lit a) noch nicht erschöpft ist. 

 

e) Wird ein Dienstnehmer durch Arbeitsunfall oder Berufskrankheit im Sinne der Vorschriften 

über die gesetzliche Unfallversicherung an der Leistung seiner Dienste verhindert, ohne 

dass er die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so 

behält er seinen Anspruch auf das Entgelt ohne Rücksicht auf andere Zeiten einer Dienst-

verhinderung bis zur Dauer von acht Wochen. Der Anspruch auf das Entgelt erhöht sich auf 

die Dauer von zehn Wochen, wenn das Dienstverhältnis 15 Jahre ununterbrochen gedauert 

hat. Bei wiederholten Dienstverhinderungen, die im unmittelbaren ursächlichen Zusam-
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menhang mit einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit stehen, besteht ein Anspruch 

auf Fortzahlung des Entgelts innerhalb eines Dienstjahres nur insoweit, als die Dauer des 

Anspruches nach dem ersten oder zweiten Satz noch nicht erschöpft ist. Ist ein Dienstneh-

mer gleichzeitig bei mehreren Dienstgebern beschäftigt, so entsteht ein Anspruch nach die-

sem Absatz nur gegenüber jenem Dienstgeber, bei dem die Dienstverhinderung im Sinne 

dieses Absatzes eingetreten ist; gegenüber den anderen Dienstgebern entstehen Ansprü-

che nach lit a). 

 

f) In lit b) genannte Aufenthalte, die wegen eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 

bewilligt oder angeordnet werden, sind einer Dienstverhinderung gemäß lit e) gleichzuhal-

ten. 

 

g) Die Leistungen für die in lit b) genannten Aufenthalte gelten auch dann als auf Rechnung 

einer in lit b) genannten Stelle erbracht, wenn hierzu ein Kostenzuschuss mindestens in der 

halben Höhe der gemäß § 45 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes gelten-

den Höchstbeitragsgrundlage für jeden Tag des Aufenthaltes gewährt wird. 

 

§ 16 Ziffer 4 wird aufgrund der neuen Gesetzeslage geändert wie folgt: 

 

Wird der Dienstnehmer während einer Dienstverhinderung gemäß Z. 1 gekündigt, ohne wichti-

gen Grund vorzeitig entlassen oder trifft den Dienstgeber ein Verschulden an dem vorzeitigen 

Austritt des Dienstnehmers, so bleibt der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts für die nach Z 

1 lit a, d und e vorgesehene Dauer bestehen, wenngleich das Dienstverhältnis früher endet.  

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung bleibt auch bestehen, wenn das Dienstverhältnis während 

einer Dienstverhinderung gemäß Z 1 lit a, d und e oder im Hinblick auf eine Dienstverhinderung 

gemäß Z 1 lit a, d und e einvernehmlich beendet wird. 

 

 

 

V. 

Anrechnung von Karenzzeiten 

§ 21, Abs. 2 wird ergänzt wie folgt: 

Sämtliche Karenzzeiten (Eltern, Hospiz, …) werden im vollen Umfang für die Dienstzeitenan-

rechnung bei Entgeltfortzahlung, Urlaub, Jubiläumsgeld und Abfertigung alt angerechnet.  

 
 

VI. 

Pflichtpraktikum 

 

In der Anlage III wird die Mindestentschädigung für das kurze Pflichtpraktikum mit einem Be-

trag von 446 Euro für das Jahr 2019 festgestellt.  
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VII. 
Kategorienschema 

 

Bei den Erläuterungen zum Kategorienschema in der Anlage I wird der Absatz 5 zum Begriff 

Erntehelfer ersatzlos gestrichen.  

 

 

VIII. 
Inkrafttreten 

Der Kollektivvertrag tritt mit 1. September 2019 in Kraft. Die Laufzeit beträgt 12 Monate.  

 

 

Linz, am 26. Juni 2019 

 

 
 

Für den 
O.Ö. Land- und Forstarbeiterbund, 
Gstöttnerhofstraße 12/4, 4040 Linz: 

 
Eugen Preg 

Obmann 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für die 
Kammer der Arbeiter und Angestellten 
in der Land- und Forstwirtschaft für OÖ 

Scharitzerstraße 9, 4010 Linz: 
 

Eugen Preg 
Präsident 

Für den 
Arbeitgeberverband der  

land- und forstwirtschaftlichen Betriebe OÖ,    
Auf der Gugl 3, 4021 Linz 

 
Bernhard Mayr 

Obmann 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für die 
Landwirtschaftskammer 

für Oberösterreich, 
Auf der Gugl 3, 4021 Linz 

 
LAbg. Michaela Langer-Weninger 

Präsidentin 
 



 

 

Anlage I 
 

L O H N T A B E L L E 
für die Landarbeiter/innen in bäuerlichen Betrieben 

und in Betrieben mit landwirtschaftlichen Dienstleistungen 
im Bundesland Oberösterreich 

gültig ab 1. September 2019 

 
 

KATEGORIE Bruttolohnsätze 

1. Wirtschafter 

Betriebsführer 

Meister 

 

€ 2.078,00 

2. alle Facharbeiter 

Traktor- und Maschinenfahrer 

(hauptberuflich) 

 

€ 1.738,00 

3. angelernter Arbeiter 

Aushilfsfahrer bis 6 Monate 
€ 1.500,00 

4. Landarbeiter 

Viehwartungsarbeiter 
€ 1.420,00 

 

 

Für die Gewährung der freien Station oder Teilen davon, kann der Dienstgeber den Sachbe-

zugswert vom Lohn abziehen gemäß der Anlage IV.  

 

Für Sonderzahlungen gem. § 10 – Urlaubszuschuss und Weihnachtsgeld – wird der laufende 

Bruttolohn zugrunde gelegt. 

 
Der Stundenteiler beträgt 1/173 bei einer 40-Stunden-Woche.
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Anlage II 

 

 

Barlöhne für Taglöhner  - ab 1. September 2019 
 
 
 

Barlöhne für Taglöhner: 
 
 

Taglohn in €: 

ohne Verpflegung mit Verpflegung 

€ 94,00 € 81,50 

 

Vorstehende Taglohnsätze gelten für fallweise beschäftigte Taglöhner während der sechs 

Sommermonate für eine neunstündige Arbeitsleistung. 

 

Im Tag- und Stundenlohn der fallweise beschäftigten Taglöhner sind die Sonderzahlungen 

(Urlaubszuschuss und Weihnachtsgeld) mit abgegolten. 

 

Bei vorstehenden Lohnsätzen handelt es sich um Bruttolöhne, von denen die gesetzlichen Ab-

züge (Arbeitnehmeranteil zur Sozialversicherung, Landarbeiterkammerumlage und allenfalls 

Lohnsteuer) in Abzug gebracht werden können. 
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Anlage III 

Lehrlingsentschädigung und Anschlusslehre, 
Entschädigung für Pflichtpraktikanten, die in land- und 

forstwirtschaftlicher Berufsausbildung stehen 
 

gültig ab 1. September 2019 

 
 

Lehrlingsentschädigung 

Für männliche und weibliche Lehrlinge der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 6 des OÖ 

land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes 1991, ausgenommen die Ausbil-

dungsgebiete Gartenbau, Forstwirtschaft, Forstgarten und Forstpflegewirtschaft und die land-

wirtschaftliche Lagerhaltung: 

 

1. Lehrjahr monatlich  € 670,00 

2. Lehrjahr monatlich  € 760,00 

3. Lehrjahr monatlich  € 845,00 

4. Lehrjahr monatlich (Anschlusslehre)  € 1.185,00 

 

Die Anschlusslehre ermöglicht dem "Anschlusslehrling" nach einer bereits absolvierten Lehr-

ausbildung eine zweite Ausbildung in einem anderen Fachgebiet zu absolvieren, zB. Lehrausbil-

dung Landwirtschaft drei Jahre, Facharbeiterprüfung, im Anschluss ein Jahr Anschlusslehre als 

Forstarbeiter und Forstfacharbeiterprüfung, oder Lehre Hauswirtschaft drei Jahre, Facharbeiter-

prüfung, Anschlusslehre ein Jahr Landwirtschaftslehre.  

Vorstehende Lehrlingsentschädigungen sind Bruttobeträge, von denen jeweils allfällige Sozial-

versicherungsbeiträge einbehalten werden können. Sie gebühren allen Lehrlingen, gleichgültig 

ob sie in die Hausgemeinschaft aufgenommen sind oder nicht.  

Bei Gewährung der freien Station oder Teilen derselben, kann von den vorstehenden Sätzen der 

jeweils von der Finanzlandesdirektion festgesetzte Betrag (Gesamtbetrag € 196,20) oder Teilbe-

träge abgezogen werden.  

 

Während des Besuches der Berufsschule wird die volle Lehrlingsentschädigung weiterbezahlt. 

Weiters trägt der Dienstgeber die gesamten Internatskosten während des Schulbesuches. 

Wird die Lehrabschlussprüfung vor der Beendigung des Lehrverhältnisses abgelegt, so gebührt 

bereits ab dem Zeitpunkt der bestandenen Prüfung der Facharbeiterlohn (Kategorie 2).  

Wird die Lehrabschlussprüfung erst nach Beendigung des Lehrverhältnisses abgelegt, so ge-

bührt ab dem Ende der Lehrzeit der Lohn für eine angelernte Arbeitskraft (Kategorie 3) und ab 

dem Zeitpunkt der bestandenen Prüfung der Facharbeiterlohn (Kategorie 2). 

 

Bei integrativer Berufsausbildung wird die Lehrlingsentschädigung bei Verlängerung der Lehr-

zeit aliquot verlängert. Ergeben sich Teile eines Monates, steht die höhere Lehrlingsentschädi-
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gung für das ganze Monat zu. Wird die Verlängerung erst während einer laufenden Lehre ver-

einbart, bleibt es bei der erreichten Lehrlingsentschädigung. 

Hinsichtlich der Sonderzahlung(en) - UZ, WG - gilt als vereinbart:  

Fällt (fallen) während des Abgeltungszeitraumes (eine) Sonderzahlung(en) an, so gebührt sie in 

der Höhe einer Brutto-Lehrlingsentschädigung.  

Gebührt im Abgeltungszeitraum durch Ablegung der Facharbeiterprüfung laufend Lehrlingsent-

schädigung und Facharbeiterlohn, oder durch spätere Ablegung der Facharbeiterprüfung der 

Lohn für eine angelernte Arbeitskraft, so ist die Sonderzahlung entsprechend zu aliquotieren. 

 

 

Entschädigung für Pflichtpraktikanten 
 

gültig ab 1. September 2019 

 

Pflichtpraktikanten sind Schüler und Studenten, die im Rahmen des Lehrplanes bzw. der Studi-

enordnung die vorgeschriebene praktische Tätigkeit bis zu 4 Monate ausüben, wenn diese Tä-

tigkeit nicht auf Grund eines Dienst- oder Lehrverhältnisses erfolgt. Lehrpraktikanten (langes 

Pflichtpraktikum) sind ausgenommen.  

 

Pflichtpraktikanten von Höheren Lehranstalten und Fachschulen gebührt für das kurze 

Pflichtpraktikum (bis 4 Monate) eine monatliche Mindestentschädigung in der Höhe der jeweili-

gen ASVG-Geringfügigkeitsgrenze, abgerundet auf volle Euro und somit € 446,00 im Jahr 2019. 

Bei Gewährung der freien Station, ganz oder teilweise, erfolgt kein Abzug.  

 

Für Lehrpraktikanten von Fachschulen, welche im Rahmen der Schulausbildung die vorge-

schriebene Lehrpraxis für mehr als 4 Monate (langes Pflichtpraktikum) erwerben, gelten die 

Bestimmungen dieses Kollektivvertrages wie für Lehrlinge. Sie erhalten die Lehrlingsentschädi-

gung im 1. Lehrjahr als monatliches Entgelt.  

 

Pflichtpraktikanten von Universitäten gebührt eine monatliche Entschädigung im Ausmaß der 

Lehrlingsentschädigung im 2. Lehrjahr.  

 

Für Überstunden von Praktikanten gebührt der Facharbeiterlohn mit dem jeweiligen Zuschlag. 

Für Jugendliche bis 18 Jahre sind Überstunden unzulässig. 

 
Bestehende überkollektivvertragliche Entlohnungen können nicht verringert werden.  

Geltungsbereich 

Vorstehende Regelungen (mit Ausnahme der Praktikanten von Universitäten) gelten für bäuerli-

che Betriebe und für Gutsbetriebe, sowie für Betriebe der Bereiche im Sinne des § 6 des OÖ 

land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes 1991, ausgenommen die Ausbil-

dungsgebiete Gartenbau, Forstwirtschaft, Forstgarten und Forstpflegewirtschaft und die land-

wirtschaftliche Lagerhaltung. 
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Anlage IV 

 

 

 
Derzeitige Bewertung der freien Station 

nach dem Sozialversicherungsbewertungssatz 
 
 

1. Die freie Station (Wohnung, Licht, Beheizung und Verpflegung) wird für Zwecke der Sozial-

versicherung und Lohnsteuer derzeit mit € 196,20 monatlich bewertet. 

 

2. Bei nur teilweiser Gewährung der freien Station sind anzurechnen: 

 

a) Wohnung (ohne Heizung u.  

Beleuchtung) .......................... mit 1/10 

b) Beheizung und Beleuchtung ... mit 1/10 

c) 1. und 2. Frühstück............ mit je 1/10 

d) Mittagessen ............................ mit 3/10 

e) Jause ..................................... mit 1/10 

f) Abendessen ........................... mit 2/10 

 

 

Reisekosten 
 

Für die Dienstreisen gebühren Reisediäten gem. § 26 EStG. Für Dienstfahrten mit dem PKW 

des Dienstnehmers gebührt das jeweils geltende amtliche Kilometergeld.  

 


